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Recht

❯ Vergütungsanspruch ❮

Kein Entgelt für 
Kostenvoranschlag
Wenn handwerkliche Arbeiten 
vergeben werden sollen, ist der 
Auftraggeber vielfach interes-
siert, vorab eine Information über 
den Umfang der Kosten zu be-
kommen. Dies gilt insbesondere 
dann, wenn es um Arbeiten grö-
ßeren Umfangs geht oder ver-
schiedene Alternativen in Frage 
kommen. Gegebenenfalls wird 
ein Kostenvoranschlag eingeholt, 
der natürlich einen Arbeitsauf-
wand erfordert.
Nach dem Urteil des Oberlan-
desgerichts Karlsruhe vom 29. 12. 
2005 – 19 U 57/05 – kann dafür 
regelmäßig aber kein Entgelt ge-
fordert werden, es sei denn, die 
Vergütungspflicht ist ausdrück-
lich und unmissverständlich mit 
dem Kunden vereinbart wor- 
den.
Dies gilt beispielsweise auch dann, 
wenn es um die Reparatur eines 
Gerätes geht. So ist eine Vergü-
tungspflicht auch dann unwirk-
sam, wenn sie in den Reparatur-
bedingungen enthalten ist, die 
dem Kunden erst mit der Auf-
tragserteilung ausgehändigt wer-
den. So kann der Kunde nicht erst 
bei Abholung mit der Kosten-
pflichtigkeit konfrontiert werden.
Allgemein muss davon ausge-
gangen werden, dass Kostenvor-
anschläge auch den Zweck ha-
ben, Vergleichangebote einholen 
zu können. Deshalb entspricht es 
nicht der Interessenlage des Kun-
den, sich vorab vertraglich zu 
verpflichten.
Der Unternehmer, der für einen 
Kostenvoranschlag eine Vergü-
tung beanspruchen will kann sich 
auch nicht auf § 632 BGB beru-
fen, der erst vor kurzem eine neue 
Formulierung bekommen hat. 
Dort heißt es: „Ein Kostenvoran-
schlag ist im Zweifel nicht zu ver-
güten“. Dadurch hat der Gesetz-
geber den Regelfall definiert und 
klargestellt, dass Kostenvoran-
schläge dann, wenn keine andere 
ausdrückliche Vereinbarung ge-
troffen worden ist, als vorvertrag-
liche Leistung unentgeltlich zu er-
bringen sind. Ziel des Gesetzes ist 

es nämlich, Streitigkeiten um die 
Frage der Entgeltlichkeit des Kos
tenvoranschlags zu vermeiden. 
Der Kostenvoranschlag ist also 
solange unentgeltlich, bis der Un-
ternehmer beweist, dass er mit 
dem Kunden über die Vergütung 
einig geworden ist.
Wird aufgrund eines Kostenvor-
anschlags der Auftrag erteilt, ist 
die Preisangabe nicht verbindlich. 
Allgemein wird angenommen, 
dass der Preis ohne Weiteres um 
10  % überschritten werden kann. 
Wird diese Kostenüberschreitung 
vom Unternehmer erkannt, ist er 
unter Umständen aber verpflich-
tet, den Kunden rechtzeitig darauf 
hinzuweisen. Das ganze Problem 
entsteht nicht, wenn ein Festpreis 
vereinbart wird und die Arbeiten 
nach den Angaben im Kostenvor-
anschlag auszuführen sind.

❯ Gewerberecht ❮

Genehmigung des 
Mietvertrages
Ein Mietvertrag über Geschäfts-
räume, der nur von einem von 
zwei Geschäftsführern einer 
GmbH unterzeichnet wird, ist 
wegen der im Handelsregister 
eingetragenen Gesamtvertretung 
der beiden GmbH-Geschäfts
führer schwebend unwirksam. 
Nimmt die GmbH ihre Geschäfts-
tätigkeit in den Mieträumen auf 
und setzt die Nutzung über einen 
Zeitraum von mehr als sechs Mo-
naten fort, ist davon auszugehen, 
dass der zweite Geschäftsführer 
den Abschluss des Mietvertrags 

genehmigt hat (OLG Düsseldorf, 
Az.: 10 U 172/04).

❯ Mietrecht ❮

Strafabzug nach 
Heizkostenverordnung
Rechnet ein Vermieter den Wär-
meverbrauch für die Beheizung 
der Räume nach Messgeräten 
ab, unterlässt er es aber den 
Warmwasserverbrauch ebenfalls 
durch solche Messgeräte zu er-
mitteln, so ist der Mieter nicht 
berechtigt, den gesamten Wär-
meverbrauch pauschal um 15 % 
zu mindern. Dieses Minderungs-
recht gemäß § 12 der Heizkos
tenverordnung gilt dann nur für 
die nicht verbrauchsabhängig 
abgerechneten Kosten für die 
Versorgung mit Warmwasser 
(BGH, Az.: VIII ZR 195/04).

❯ Aufenthaltserlaubnis ❮

Arbeitgeber zahlt 
Abschiebekosten
Beschäftigt ein Arbeitgeber ille-
gal einen Arbeitnehmer (hier: 
Marokkaner), ohne dass dieser 
im Besitz einer Aufenthaltser-
laubnis oder einer Arbeitserlaub-
nis ist, so ist dieser Arbeitnehmer 
regelmäßig in sein Heimatland 
abzuschieben. Diese Abschiebe-
kosten, die im Wesentlichen aus 
Flugkosten bestehen, können 
dann dem Arbeitgeber auferlegt 
werden, da die Arbeitsausübung 
nicht erlaubt war (VG Koblenz, 
Az.: 3 K 507/05.KO).

❯ Betriebsveranstaltung ❮

Lohnsteuer für  
Betriebsfete
Führt ein Arbeitgeber pro Kalen-
derjahr mehr als zwei Betriebs-
veranstaltungen für denselben 
Kreis von begünstigten Mitarbei-
tern durch, so wird ab der dritten 
Veranstaltung Arbeitslohn zuge-
wendet. Damit fallen dann auch 
die Steuern sowie die Sozialbe-
träge an (BFH, Az.: VI R 68/00).

❯ Krankentagegeld­
versicherung ❮

Vorgespiegelte 
Arbeitsunfähigkeit
Eine Krankentagegeldversiche-
rung darf durch die Versiche-
rungsgesellschaft aus wichtigem 
Grund fristlos gekündigt wer-
den, wenn ein angeblich arbeits-
unfähiger selbständiger Installa-
teurmeister einen Auftrag an-
nimmt und zur Erstellung eines 
Angebots einen Außentermin 
mit Aufmaßen wahrnimmt. Ge-
rade die Akquisition von Kunden 
und die Bearbeitung von Aufträ-
gen gehören zu den leitenden 
unternehmerischen Betätigun-

gen. Hierbei handelt es sich nicht 
nur um völlig untergeordnete 
Hilfstätigkeiten (OLG Saarbrüc-
ken, Az.; 5 U 70/05-8).

❯ Arbeitszeit ❮

Zeiterfassungs­
manipulation
Ein Arbeitnehmer, der seine Ar-
beitszeit am Zeiterfassungsgerät 
nicht korrekt stempelt, riskiert 
grundsätzlich die fristlose Kündi-
gung des Arbeitsverhältnisses. 
Dies gilt erst recht dann, wenn 
der Arbeitnehmer den Arbeit
geber vorsätzlich dadurch täuscht 
dass er einen anderen Arbeitneh-
mer veranlasst, an seiner Stelle 
die Stempeluhr zu betätigen 
(BAG, Az.; 2 AZR 39/05).


